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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Markus 
Ganserer, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gisela 
Sengl, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Rosi Steinberger, 
Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Radschnellwege durch Übernahme der Baulast effektiv fördern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prüfen, inwieweit Rad-
schnellverbindungen als eigenständige straßenrechtliche Straßenka-
tegorie, die weitestgehend den Staatsstraßen gleichgestellt werden, 
insbesondere durch Zuweisung der Straßenbaulast an den Freistaat 
mit Ausnahme der Ortsdurchfahrten in Gemeinden mit einer Einwoh-
nerzahl von mehr als 80.000 im Bayerischen Straßen- und Wegege-
setz verankert werden können. 

 

 

Begründung: 

Radschnellverbindungen sind Radverkehrsverbindungen, die den 
veränderten Funktions- und Leistungsansprüchen eines stetig wach-
senden und zum Teil wesentlich beschleunigten Fahrradverkehrs 
gerecht werden sollen. Sie sollen aufgrund ihres Ausbauzustands und 
ihrer Verkehrsführung attraktive Verbindungen für einen gemeinde- 
bzw. kreisübergreifenden Alltags- und Pendlerverkehr und somit eine 
Alternative zur Nutzung des Pkw werden. Den Radschnellverbindun-
gen kommt aufgrund ihres überörtlichen Charakters eine den Staats-
straßen vergleichbare regionale Verkehrsbedeutung zu. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Markus Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/12026 

Radschnellwege durch Übernahme der Baulast effektiv fördern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Markus Ganserer 
Mitberichterstatterin: Christine Haderthauer 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft und Medien, 
Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie fe-
derführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 52. Sit-
zung am 14. Juli 2016 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 124. Sitzung am 27. September 2016 mitbe-
raten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 

 



Ich hatte im Jahre 1979 eine ziemlich schwere Opera-
tion. Da gab es eine Krankenschwester aus der Tür-
kei, die mir überhaupt nicht helfen konnte, weil sie
nicht verstand, was ich wollte, und außer ihr sonst
niemand anwesend war. Es war noch kein Pfleger da.
Wenn ein Pfleger kommt und mit dem Kranken im Ge-
spräch sein muss, ist für ihn das Allerwichtigste die
Sprache, um das zu leisten. Deshalb stellt sich für
mich die Frage, ob wir Ausländer bekommen, nicht so
vorrangig. Ich meine, es ist wichtiger, den Beruf at-
traktiver zu machen. Wenn derjenige, der die Kaffee-
maschine repariert oder anliefert, das Doppelte des-
sen verdient wie derjenige, der sich um den
Kaffeetrinker kümmert, dann stimmt etwas nicht. Hier
muss ein Ausgleich her.

Darüber würde ich gerne intensiv mit Ihnen diskutie-
ren, auch unter dem Gesichtspunkt, dass wir es mit
einer Generation zu tun haben, die der Hilfe viel stär-
ker bedarf. Wir sollten nicht so sehr über Organisati-
onsformen reden, sondern in erster Linie darüber, wie
wir an diejenigen herankommen können, die insge-
samt Probleme mit der Gesellschaft bekommen, weil
sie alleingelassen sind, weil niemand mehr aus ihrer
Familie da ist und weil es in ihrer Umgebung einsa-
mer geworden ist.

Hinzu kommt, dass die junge Generation lieber mit
dem Computer spielt, als die Oma zu betreuen.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Immer auf die Ju-
gend schimpfen! Typische Redepauschalen!)

– Nein, es geht um die, die nachkommen, und um die
Frage, ob sie sich dafür ausbilden lassen wollen oder
nicht. Da können Sie so viel dazwischenrufen, wie Sie
wollen. In die Berufe der sozialen Betreuung der Men-
schen wachsen junge Leute weniger hinein, weil sie
glauben, mit der Technik leichter weiterzukommen.
Der Angriff richtet sich nicht auf die Jugend, sondern
auf die Gesellschaft. Das ist einfach so.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze
(GRÜNE))

– Liebe Kollegin, durch das Dazwischenrufen wird die
Sache nicht besser. Ihre Lieblingsbeschäftigung ist zu
reden, statt zu denken.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Bravo!
– Katharina Schulze (GRÜNE): Oh, oh!)

Die Ausgangsposition für uns heißt in die Zukunft hi-
nein, sich zu kümmern, die Menschen in ihrer Situa-
tion abzuholen und diejenigen, die sich in der Pflege
engagieren, nicht schlechter zu bezahlen als junge
Menschen in anderen Berufen. Nur so kommen wir

ein Stück weiter. Ob die Organisation stimmt, ist dann
eine ganz andere Frage.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Kollege Dr. Goppel. Bevor ich der Kollegin Peter-
sen das Wort erteile – sie kann schon eine Weile ans
Mikrofon treten –, darf ich folgende Änderung der Ta-
gesordnung bekannt geben. Der Tagesordnungs-
punkt 6, Antrag der GRÜNEN betreffend "Veränderun-
gen im Grundstockvermögen früher anzeigen und
Zustimmung einholen" wird im Einvernehmen aller
Fraktionen heute von der Tagesordnung abgesetzt
und voraussichtlich in der Januarsitzung aufgerufen.

Im Anschluss an die Interpellation werde ich die Ta-
gesordnungspunkte 4 und 5 aufrufen und anschlie-
ßend noch vor der Mittagspause die Tagesordnungs-
punkte 9 bis 14; das sind die Anträge zum Thema
Stärkung des ländlichen Raums. Mir ist signalisiert
worden, dass die Fraktionen auch hierzu Einverständ-
nis erklärt haben. Die Redner sind entsprechend ver-
ständigt.

Liebe Frau Petersen, nun haben Sie das Wort.

Kathi Petersen (SPD): (Von der Rednerin nicht auto-
risiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir sind uns bei diesem Thema in-
haltlich weitgehend einig. Die Pflege in Bayern ist ein
extrem wichtiges Thema. Das rechtfertigen sowohl die
sehr umfangreiche Interpellation der FREIEN WÄH-
LER – dem Dank dafür kann ich mich nur anschließen
– als auch die zahlreichen Anträge, die unter anderem
die SPD-Fraktion zu diesem Themenbereich bereits
gestellt hat und auch noch stellen wird.

Wir haben schon gehört, dass das Thema Pflege ein
sehr umfangreiches und vielfältiges Thema ist. Meine
Kollegin Ruth Waldmann hat bereits viele Aspekte an-
gesprochen, beispielsweise die häusliche Pflege, so-
dass ich mich auf einige wenige Punkte beschränken
kann.

Die Staatsregierung und insbesondere das Ministeri-
um für Gesundheit und Pflege ist, wie wir unter ande-
rem den Antworten auf die Interpellation entnehmen
können, nicht untätig geblieben. Aber – auch das
muss man konstatieren – es gibt noch sehr viel Luft
nach oben.

Meine Vorredner haben auch schon davon gespro-
chen: Der Fachkräftemangel ist ein riesiges Problem
im Pflegebereich. Im März 2016 standen 1.663 offe-
nen Stellen 267 arbeitslos gemeldete Altenpflegefach-
kräfte gegenüber. Das ist ein eklatantes Missverhält-
nis, das man so nicht hinnehmen kann.
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Mar-
kus Ganserer, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, 
Gisela Sengl, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Rosi Steinber-
ger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/12026, 17/13348 

Radschnellwege durch Übernahme der Baulast effektiv fördern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures
Abg. Markus Ganserer
Abg. Christine Haderthauer
Abg. Bernhard Roos
Abg. Johann Häusler
Staatssekretär Gerhard Eck



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf:

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Markus Ganserer

u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Radschnellwege durch Übernahme der Baulast effektiv fördern (Drs. 17/12026)

Ich eröffne die Aussprache und weise darauf hin, dass nach der Geschäftsordnung die

Redezeit 24 Minuten beträgt. Herr Ganserer ist schon da. Bitte schön.

Markus Ganserer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-

ren! Bayern soll Radland Nummer eins werden. Der Anteil des Radverkehrs am Ge-

samtverkehrsaufkommen soll bis 2025 sogar auf 20 % verdoppelt werden. Das ist ein

ehrgeiziges Ziel, das sich der CSU-Verkehrsminister gesteckt hat. Wir, das BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, sind gerne bereit, dem Minister beim Erreichen dieses Zieles zu

helfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich darf nur an die Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 16. April vergangenen

Jahres erinnern, bei der wir ein Antragspaket mit rund 20 Anträgen aus verschiedenen

Fraktionen nahezu einstimmig beschlossen haben. Unter anderem wurde dabei auch

ein Antrag zu Radschnellwegen beschlossen. Mit diesem Antrag wurde die Staatsre-

gierung aufgefordert, im Rahmen ihrer Möglichkeiten in Ballungsgebieten und Groß-

städten die Konzeption und den Bau von Fahrradschnellwegen zu unterstützen.

Ferner möchte ich an die Delegationsreise des Wirtschaftsausschusses im vergange-

nen Jahr in die Niederlande erinnern, wo uns allen sehr eindrucksvoll vermittelt wurde,

wie man mit einer konsequenten Förderung und einem konsequenten Ausbau der Ra-

dinfrastruktur umweltfreundliche Mobilität fördern kann. Bereits über 300 Kilometer

Radschnellwege gibt es in dem kleinen Nachbarland Niederlande. 600 weitere Kilome-

ter Radschnellwege werden dort geplant.
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Im Gegensatz zu Radwegen in geschlossenen Ortschaften sind Radschnellwege be-

sonders gut ausgebaute Verbindungen über Gemeinde- und Landkreisgrenzen hin-

weg. Insbesondere in der Verbindung mit Elektrofahrrädern kommt bei einer gut aus-

gebauten Radschnellwegeinfrastruktur ein deutliches Potenzial zustande. Den

Pendlern wird damit der Umstieg vom Auto aufs Fahrrad erleichtert. Das ist ein spür-

barer Beitrag zum Klimaschutz und zur Luftreinhaltung in unseren Städten.

In der Metropolregion Nürnberg wurde mit staatlicher Unterstützung, mit Mitteln des In-

nenministeriums, die Untersuchung einer Vielzahl möglicher Korridore in Auftrag gege-

ben. Die Untersuchungsergebnisse werden in den nächsten Wochen erwartet. Auch in

der Metropolregion München finden ähnliche Untersuchungen statt. Radschnellwegen

kommt aber auch aufgrund ihres überörtlichen Charakters eine vergleichbare Ver-

kehrsbedeutung wie den Staatsstraßen zu. Die Planung, die Finanzierung, der Bau

und später auch der Unterhalt müssen folglich über Gemeindegrenzen hinweg abge-

stimmt werden, was eine Realisierung in kommunaler Baulast erheblich erschweren

würde. Aus mehreren Gesprächen mit an der Planung in Nürnberg eingebundenen

Personen, unter anderem mit dem Landrat des Landkreises Fürth, Ihrem Parteikolle-

gen Herrn Dießl, der momentan auch Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft fahrrad-

freundlicher Kommunen ist, weiß ich, dass über die Frage der Baulast insgesamt dis-

kutiert wird und dass die betroffenen Kommunen eine Übernahme der Straßenbaulast

für Radschnellwege durch den Freistaat Bayern wünschen.

Nordrhein-Westfalen ist uns dabei mindestens um eine Radlänge voraus. Dort wurde

im Herbst die Änderung des Straßen- und Wegegesetzes vom Landtag beschlossen

und die Wegekategorie "Radschnellverbindungen des Landes" eingeführt. Wir meinen,

es wäre klug, im Windschatten von Nordrhein-Westfalen zu fahren und Entsprechen-

des in Bayern einzuführen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Bei der Beratung im federführenden Wirtschaftsausschuss wurde unser Antrag mit

dem Argument abgelehnt, das Programm würde Kosten für den Freistaat Bayern ver-

ursachen. In der Zwischenzeit haben sich auch hier die Vorzeichen geändert. Mittler-

weile hat Ihr Parteikollege und derzeitiger Bundesverkehrsminister angekündigt, die

Radschnellwege mit Bundesmitteln fördern zu wollen. Wir meinen, es wäre klug, wenn

die Staatsregierung zeitgleich mit den Gesetzesänderungen auf Bundesebene, die

dafür notwendig sind, prüft, wie mit einer Übernahme der Straßenbaulast für Rad-

schnellwege möglichst viele Fördergelder nach Bayern geholt werden können. Deswe-

gen bitte ich um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei den GRÜNEN – Dr. Florian Herrmann (CSU): Ja von wegen! – Heiter-

keit bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächste Rednerin ist die Kolle-

gin Haderthauer.

Christine Haderthauer (CSU): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Der An-

trag ist nicht zielführend. Auch wenn er nur ein Prüfantrag ist, werden wir ihm nicht zu-

stimmen. Der Antrag ist aus mehreren Gründen nicht zielführend. Wir lehnen ihn nicht

nur deshalb ab, weil Nordrhein-Westfalen noch nie ein gutes Vorbild für Bayern gewe-

sen ist.

(Beifall bei der CSU)

Der Hinweis auf Nordrhein-Westfalen war mit Sicherheit das schwächste Argument,

Herr Kollege Ganserer. Ich möchte gleich noch das andere Vorbild, das Sie genannt

haben, heranziehen, nämlich die Niederlande, die nach Ihrer Meinung europaweit Vor-

reiter bei den Radschnellwegen sind. Der zuständige Minister in Nordrhein-Westfalen,

der die Änderung des Straßen- und Wegegesetzes vor einigen Wochen in Erster Le-

sung dem Landtag vorgestellt hat, hat sich gerühmt, dass sogar nicht einmal die Nie-

derlande die Straßenbaulast beim Land haben. Wenn die Situation bezüglich Rad-
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schnellwege in den Niederlanden so gut ist, ist es offenbar auch ganz sinnvoll, dass

die Baulast vor Ort bleibt, nämlich dort, wo die Entscheidungen zu treffen sind.

Wir machen es in Bayern genauso. Wir haben keine Regelungslücke. Im Gegenteil,

wir haben eine sehr sinnvolle Regelung, die auch für die Radschnellverbindungen gilt.

Wenn sie einer Straße folgen, ist der Straßenbaulastträger dafür zuständig, der auch

für die Straße zuständig ist. Wenn sie auf einer gesonderten Trasse verlaufen, unter-

liegen sie der Baulast der Gemeinden. Das ist in Bayern sicherlich sinnvoll; denn an-

ders als in Nordrhein-Westfalen profitieren unsere Kommunen von einer hervorragen-

den Unterstützung durch den Freistaat. Dass man in Nordrhein-Westfalen den

Kommunen die Baulast abnimmt, weil die Kommunen so klamm sind, dass sich gar

nichts tun würde, ist mir völlig klar. Wir fördern unsere Kommunen besser als jedes an-

dere Land, und deswegen sind wir sicher, dass sie auch die Radschnellwege hervor-

ragend realisieren können.

Anders als Sie, die GRÜNEN, trauen wir unseren Kommunen etwas zu. Wir wollen

ihnen nichts vorschreiben, sondern wir sagen: Verwirklicht diese guten und von uns

auch sehr geschätzten Radschnellwege nach eurer eigenen Priorität. So manche Ge-

meinde, die von unserer FAG-Förderung profitiert, wird sich freuen, dass sie nach

ihren Prioritäten zusammen mit anderen Gemeinden diese Radschnellwege verwirkli-

chen kann. Unsere Kommunen können auch sehr gut zusammenarbeiten. Das ist für

die nicht so ein Problem, wie Sie es darstellen. Sie beweisen jeden Tag, dass sie das

gut können. Vielleicht sind sie auch ganz froh, dass sie sich nicht den Prioritäten, die

vom Freistaat zentral über ein Land gelegt würden, unterordnen müssen, sondern

dass sie sich an den Bedürfnissen ihrer Bürgerinnen und Bürger orientieren können.

Vielleicht noch eine Ergänzung. Wir prüfen das ja auch gerade. Sie haben schon diese

Machbarkeitsstudie erwähnt, an der sich der Freistaat mit 50 % beteiligt. Wir haben im

Ausschuss gehört, dass bei dieser Machbarkeitsstudie auch die Frage der Baulastver-

teilung bereits geprüft wird. Das ist doch eigentlich eine tolle Sache: Da wird bereits

geprüft.
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(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir werden sehen, ob sich da neue Gesichtspunkte ergeben, die die Verlagerung der

Baulast sinnvoll erscheinen lassen. Ich kann es mir, ehrlich gesagt, nicht vorstellen.

Warten wir diese Studie ab, die das Innenministerium finanziert, und wenn sich dann

etwas Neues ergibt, können wir noch einmal darüber reden. Aber Ihr Antrag ist auf

jeden Fall abzulehnen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächster Redner ist der Kollege

Roos.

Bernhard Roos (SPD): Werte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Kol-

legin Haderthauer, dass Sie für diesen Beitrag so viel Beifall bekommen haben, dü-

piert mich doch regelrecht; denn das ist eine reflexartige Ablehnung all dessen, was

aus einem der bedeutendsten Länder unserer Bundesrepublik Deutschland kommt.

NRW ist sehr gut geführt, NRW ist durch sehr schwierige Zeiten gegangen,

(Zurufe von der CSU)

und zwar sowohl in rot geführten Zeiten als auch in schwarz geführten Zeiten.

(Christine Haderthauer (CSU): Fragen Sie die Kommunen!)

– Ich frage gern die Kommunen. Da gibt es Pro und Kontra. Das könnte man jetzt aus-

dehnen. Man erlebt immer Emotionswallungen hier im Haus auf schwarzer Seite,

wenn nur diese drei Buchstaben NRW fallen. Das sollten Sie einmal hinterfragen. Ich

denke, dass die Wahlen im nächsten Jahr eine gute Gelegenheit darstellen, einiges

zurechtzurücken. Das ist meine Meinung als Sozialdemokrat.

(Beifall bei der SPD)
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Aber kommen wir zum Thema im engeren Sinne: "Radschnellwege durch Übernahme

der Baulast effektiv fördern". Da es ein Prüfantrag ist, lieber Kollege Markus Ganserer,

sind wir dafür absolut zu haben. Sie haben ja selber eingeräumt, Kollegin Haderthau-

er, dass die Staatsregierung dies bereits prüft. Dann könnte man höchstens sagen:

Hat sich positiv erledigt, weil das schon in der Debatte ist, weil das schon in der Unter-

suchung ist, aber man soll doch nicht einfach sagen: Bringt nichts.

Ich nenne Gesichtspunkte, warum das durchaus faktisch notwendig wäre. Natürlich

sind mehrere Kommunen beteiligt. Es geht ja um Fernradschnellwege, und die Kom-

munen sollen und müssen mitbestimmen. Dennoch kann eine Trassenführung unab-

hängig von einer Staatsstraße oder einer Bundesstraße oder wovon auch immer sein,

kann eine eigene Trassenführung sein, die dann privilegiert gehört. Das muss unter-

sucht werden. Da sind wir der Meinung, dass die Straßenbaulast dem dann auch fol-

gen soll und dass das der Freistaat Bayern macht, der garantiert dazu in der Lage ist.

Kollege Staatssekretär Eck, ich gehe einmal davon aus, dass die Straßenbauverwal-

tung dies wie auch sonst zuverlässig erledigen könnte.

Ich halte es auch absolut für praxisgerecht, die Zielgröße über 80.000 Einwohner hier

festzuschreiben, wie es die GRÜNEN gemacht haben. Überregionale Verkehrsbedeu-

tung bedürfte auch einer überregionalen Finanzierung und Straßenbaulast. Deswegen

stimmen wir zu. Vielleicht lernt die CSU bei diesem Gutachten dazu und sieht ein,

dass man dann künftig zumindest eine Optionsmöglichkeit schaffen sollte. Ich denke,

das wird so sein.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächster Redner ist der Kollege

Häusler.

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Der vorliegende Antrag der Fraktion der GRÜNEN geht eindeutig in die richtige
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Richtung, und deshalb sollte man diesen Prüfantrag nicht von vornherein pauschal ab-

lehnen.

Wir unterscheiden nämlich nach dem Bayerischen Straßen- und Wegegesetz zwi-

schen selbstständigen Rad- und Gehwegen und unselbstständigen Rad- und Gehwe-

gen. Warum sage ich das? – Weil es dann in der Begründung zum Schluss wichtig ist.

Unselbstständige Radwege sind straßenbegleitende Radwege, die jeweils den glei-

chen Baulastträger haben wie eben auch die Straße. Selbstständige Radwege liegen

abseits der Straße, und die Baulastträger sind von der Planung bis zur Finanzierung

durchgängig bei der jeweiligen Kommune angesiedelt.

In dem Antrag der GRÜNEN geht es genau um diese eigenständigen Radschnellwe-

ge, von denen es zweifellos zu wenige gibt. Wir haben da durchaus, Markus Ganse-

rer, unwahrscheinlichen Nachholbedarf, gerade auch in der direkten Durchbindung als

alternative Verkehrsmittel.

Deshalb sage ich auch, dass die Begründung, die ihr diesem Antrag zugrunde gelegt

habt, vom ersten bis zum letzten Wort schlüssig und vernünftig ist. Diese tragen wir

100-prozentig mit. Die Begründung ist wirklich gut und stichhaltig.

Aber – ich sage das ganz bewusst – der Antragstext hat aus unserer Sicht zwei

Schwachstellen. Zum einen greift er in die kommunale Selbstverwaltung unserer Kom-

munen ein; er schwächt sie möglicherweise. Die kommunale Selbstverwaltung ist für

uns FREIE WÄHLER ein ganz hohes Gut; das sage ich auch in dieser Stunde. Des-

halb sind wir der Meinung, dass man die Intention dieses Antrags natürlich mit den

kommunalen Spitzenverbänden abstimmen müsste. Eine Verabschiedung des An-

trags wäre der zweite Schritt. Man müsste den Konsens auch mit den Spitzenverbän-

den suchen, weil der Antrag entsprechend eingreift.

Bei der Umsetzung dieses Ziels wäre dann auch noch ein anderes Thema zu berück-

sichtigen, das auch von den Kollegen der GRÜNEN oft angesprochen wird. Das ist

Protokollauszug
87. Plenum, 22.11.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7



das Thema Haushalt. Im Haushalt, der uns momentan zur Verfügung steht, ist diese

Art der Finanzierung nicht abgebildet.

Wir haben hier also zwei Problemstellungen, die diesem wirklich vernünftigen Ansatz

ein Stück weit entgegenstehen bzw. miteinander abgeglichen werden müssten.

Wie schaut es in der Praxis aus? – Ich habe mich gestern beim Straßenbauamt mei-

ner Region diesbezüglich noch einmal schlau gemacht und habe mir da Rückmeldun-

gen geholt. Die sagen mir, dass es in der Praxis im Moment eher gegenläufig aus-

schaut, gegenläufig in der Form, dass häufig Gemeinden,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

die unselbstständige Radwege bauen, also Radwege begleitend, die in der Träger-

schaft meinetwegen des Freistaats sind, dann Verträge mit dem Freistaat Bayern ab-

schließen und dabei die Möglichkeit der kommunalen Sonderbaulast nutzen. Sie

sagen also genau umgekehrt: Wir nehmen die Mittel zwar in Anspruch, aber das ist

jetzt unser Thema. Sie vereinbaren eben dann diese Möglichkeiten und treffen diese

Absprachen. In der Praxis ist das nach unserer Auffassung also noch nicht so weit

durch, dass es auch von den Kommunen so akzeptiert wird.

Deshalb wollen wir in der Gesamtabwägung dann aufgrund der mangelhaften Prakti-

kabilität nicht zustimmen. Wir werden uns bei diesem Antrag enthalten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächster Redner ist Herr

Staatssekretär Eck.

Staatssekretär Gerhard Eck (Innenministerium): Frau Präsidentin, verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich weiß, wir haben schon 21.30 Uhr, deshalb nur noch ein paar

wenige Sätze. Es ist hier vieles angesprochen worden. Allein die bisherigen Beiträge

haben schon deutlich gemacht, dass so manche Dinge bei den Rednern einfach un-
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klar sind. Wenn man die Diskussion verfolgt, dann kann man sich fast nicht vorstellen,

liebe Kolleginnen und Kollegen

(Erwin Huber (CSU): Nicht bei uns! Bei uns ist alles klar!)

– bei uns nicht, ich habe von meiner Seite aus nach links geschaut –, was in den letz-

ten fünf Jahren passiert ist: In den letzten fünf Jahren wurden 200 Millionen Euro in-

vestiert – ich wiederhole: in den letzten fünf Jahren 200 Millionen Euro –, Landesmit-

tel, Bundesmittel als Förderungen und kommunale Mittel, zum Beispiel bei

kommunalen Sonderbaulasten und Ähnliches, und ich kann ich Ihnen sagen, dass

Hunderte von Kilometern Fahrradwege gebaut worden sind. Wo dann hier Defizite

sind, das möchte ich wissen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Antrag, über den wir heute reden, ist abgeschrie-

ben. Die Einwohnergrenze in Höhe von 80.000 in Bezug auf die Baulast ist von Nord-

rhein-Westfalen abgeschrieben. Bei uns beträgt die Einwohnergrenze 25.000 Einwoh-

ner und nicht 80.000 Einwohner. Sie sollten wenigstens richtig abschreiben.

(Beifall bei der CSU)

Ich durfte das Amt des Bürgermeisters 20 Jahre bekleiden. Ich habe viele Fahrradwe-

ge gebaut und darf dieses Thema in diesem Haus wieder begleiten. Die Realisierung

Ihrer Forderungen würde zu einem absoluten Wirrwarr führen. Vor der Ortschaft würde

die Baulast beim Staat liegen. Wenn wir Pech haben, wechselt die Baulast noch ein-

mal. Dann gäbe es auf drei Kilometern verschiedene Baulastträger. Das wäre ein Wirr-

warr und würde den Förderantrag verkomplizieren. Das ist einfach unsäglich.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen die Herausforderung an. Die Kollegin hat

es schon angesprochen. Das steht im Entwurf, den ich noch nicht aus den Händen

geben darf. Ich habe ihn aber dabei. Das ist keine Finte.
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(Volkmar Halbleib (SPD): Schnell kopieren!)

Wir haben einen Radverkehrsplan 2025 erarbeitet, der voraussichtlich im Frühjahr

2017 vorgestellt wird. In diesem Radverkehrsplan werden alle Themen, die das Fahr-

rad betreffen, von den Fahrradwegen über den Vorrang des Radverkehrs bis hin zu

den Radschnellwegen, aufgenommen. Wir sind ausgezeichnet aufgestellt. Das will ich

deutlich sagen. Die Fakten, die ich angesprochen habe, belegen das. In diesem Sinne

bitte ich Sie, diesen Antrag abzulehnen. Wenn wir diesen Radverkehrsplan im nächs-

ten Jahr diskutieren und dann noch Fragen offenbleiben, können Sie Ihren Antrag

gerne noch einmal einreichen. Vielleicht enthält er dann so viel Substanz, dass auch

wir zustimmen können.

(Zurufe von der CSU: Nein!)

Aus heutiger Sicht können wir Ihrem Antrag jedoch nicht zustimmen und müssen ihn

ablehnen. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen

mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen jetzt zur Abstim-

mung. Der federführende Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und

Verkehr, Energie und Technologie empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entge-

gen dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um sein

Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und die Fraktion von BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das ist die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? –

Bei Stimmenthaltung der Fraktion der FREIEN WÄHLER. Damit ist der Antrag abge-

lehnt.

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend.

(Schluss: 21.33 Uhr)
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